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Unterrichtung 

durch das Europäische Parlament 

Entschließung über die Wirtschaftslage der Gemeinschaft 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

in Kenntnis des Exposes der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften über die Wirtschaftslage, 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 13. März 1974, 
15. Mai 1974 und 9. Oktober 1974, 

in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für Wirtschaft und 
Währung (Dok. 518/74) - 

1. billigt im ganzen die Analyse der Kommission über die 
Wirtschaftslage der Gemeinschaft und vor allem die von 
der Kommission erhobene Forderung nach einer wirklich- 
keitsgetreuen Darstellung angesichts der mit dieser Wirt- 
schaftslage verbundenen Gefahren und der Opfer, die beim 
Einsatz geeigneter Mittel für deren schrittweise Gesundung 
gebracht werden müssen; 

2. bekräftigt erneut, daß die derzeitigen Inflationsraten und 
Arbeitslosenquoten in der Gemeinschaft - die höchsten, die 
jemals seit ihrer Gründung zu verzeichnen waren - unter 
Berücksichtigung der Disparitäten zwischen den Mitglieds- 
ländern eine ernste Bedrohung für die Integration und die 
Weiterentwicklung der Gemeinschaft bedeuten; 

3. bekräftigt erneut nachdrücklich, daß die Europäische Ge- 
meinschaft mehr denn je den Mitgliedstaaten den geeig- 
neten Rahmen zur Bekämpfung der gegenwärtigen Krise 
bieten könnte; 

4. betont die Notwendigkeit, den freien Warenverkehr inner- 
halb der Gemeinschaft stärker zu fördern, um alle protek- 
tionistischen Bestrebungen zu unterbinden, und fordert ins- 
besondere angesichts der derzeitigen Konjunkturlage, daß 
Anstrengungen gemacht werden, um eine Expansion und 
Verbesserung des Welthandels zu gewährleisten. 

5. billigt die Einführung eines Mechanismus zur Auflage von 
Gemeinschaftsanleihen sowie die kürzlich in Zeist über 
die Mobilisierung der Goldreserven und in Washington 
über die Rückschleusung der Petrodollars erzielten Abkom- 
men; weist jedoch darauf hin, daß die Bewältigung der 
durch die Wiedereingliederung der Petrodollars aufgewor- 
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fenen Probleme zwar äußerst wünschenswert ist, aber 
keine Dauerlösung darstellen kann; 

6. fordert, daß dafür Sorge getragen wird, daß weder das 
Banksystem noch irgendein anderer Wirtschaftssektor die 
Auswirkungen von Diskriminierungen zu spüren bekommt, 
die sowohl dem Geist des EWG-Vertrags als auch den in 
der Charta der Vereinten Nationen enthaltenen Grund- 
sätzen widersprechen; 

7. erinnert daran, daß es zur Gewährleistung einer „Wieder- 
belebung in der Stabilität" angebracht ist: 

— daß einerseits die Mitgliedstaaten mit einer relativ 
hohen Inflationsrate und einer defizitären Zahlungs- 
bilanz sich um die Bekämpfung dieser Übel bemühen, 
und zwar insbesondere durch eine zweckdienliche Haus- 
halts- und Kreditpolitik, Entwicklungsvorhaben und 
Ausbildungsprogramme, 

— und daß andererseits die Länder mit einer relativ nied- 
rigen Inflationsrate und ausgeglichener oder überschüs- 
siger Zahlungsbilanz eine besonnene und selektive 
Expansionspolitik betreiben, die nicht zu einer weiteren 
Ursache für die Inflation werden kann; 

8. billigt die Absichten der Gemeinschaft, nämlich Beschrän- 
kung des Konsums und gleichzeitige Förderung der Inve- 
stitionen im Hinblick auf die Durchführung der notwen- 
digen strukturellen Veränderungen unserer Wirtschaft; 

9. stellt fest, daß die Konjunkturprobleme nie zuvor in stär- 
kerem Maße von den strukturellen Maßnahmen abhängig 
waren, und erneuert daher seinen Appell an die Mitglied- 
staaten, sich zu bemühen, durch die Schaffung zweckdien- 
licher wirtschaftlicher Instrumente zu einer wirklichen ge- 
meinsamen Wirtschaftspolitik zu gelangen; 

10. betont, daß die Erhaltung der Lebens- und Wettbewerbs- 
fähigkeit der europäischen Wirtschaft auf dem Weltmarkt 
mehr denn je die Einführung einer gemeinschaftlichen 
Energiepolitik erfordert; 

11. ist der Ansicht, daß die Gefahren, denen unsere Wirtschaft 
auf Grund der derzeitigen Krise ausgesetzt ist, ohne die 
aktive Mithilfe der verschiedenen sozialen Gruppierungen 
nicht überwunden werden können; 

12. besteht in diesem Zusammenhang darauf, daß die zu brin- 
genden Opfer gerecht verteilt werden; unterstützt zu die- 
sem Zweck die Vorhaben der Kommission, die auf eine 
verstärkte Intervention des Sozialfonds abzielen, um den 
Anpassungen im Beschäftigungsbereich gerecht zu werden; 

13. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und 
den Wortlaut der mündlich vorgetragenen Begründung 
dem Rat und der Kommission der Europäischen Gemein- 
schaften sowie den Regierungen und Parlamenten der Mit- 
gliedstaaten zu übermitteln. 
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